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Die auf Gewerbeförderung abzielende Geſetzgebung ). 


Das die öſterreichiſche Zollpolitik in der erſten Hälfte dieſes 
Jahrhundertes beherrſchende Princip des Sichabſchließens und Sich⸗ 
alleingenügens erhält ſeinen beredteſten Ausdruck in dem Zolltarife 
vom 27. December 1838. Obgleich bereits ins 4. Jahrzehent fallend, 
enthält dieſer Tarif, der übrigens die ziemlich ſyſtemloſen vielen vor⸗ 
hergegangenen Verordnungen und Erläſſe eben nur zuſammenfaßt, 
noch immer 69 Ein⸗ und 10 Ausfuhrverbote. Die Anſtrengungen 
Liſt's, Oeſterreich für eine ſeiner Größe und Lage entſprechende, ſeiner 
möglichen Leiſtungskraft würdige Handelspolitik zu gewinnen, waren 
erfolglos geblieben; die Vorſtellung eines durch die natürlichen Ver⸗ 
hältniſſe ſich ergebenden mitteleuropätſchen Zoll⸗ und Handelsgebietes 
traf auf Mangel an Verſtändniß und auf Widerwillen; die in jene 
Periode fallenden handelspolitiſchen Beſtrebungen und Schöpfungen 
in Deutſchland blieben unbeachtet. Art. 19 der Bundesacte war oder 
ſchien vergeſſen. Es war eben dieſe Gleichgiltigkeit gegen alles Wer⸗ 
den, dieſelbe Unterſchätzung der Production, welche ſich auch in den 
ſpäten Aufhebungen der Zollſchranken im Innern ausſpricht. Die in 
den öſterreich. Erblanden beſtehenden fielen erſt im Jahre 1816, die 
gegen Ungarn aufgerichteten gar erſt im Jahre 1850. Die nach 1848 
endlich erfolgende durchgreifende Aenderung der Zollpolitik war eine 
der bedeutendſten und folgenreichſten Thaten der zur Umgeſtaltung 


) Nach einer Skizze der auf Gewerbeförderung gerichteten Geſetze und Han⸗ 
delsverträge aus den beiden letzten Dezennien in dem ſoeben erſchienenen Werke 
„Oeſterreichs commercielle und induſtrielle Entwicklung in den letzten Jahrzehen ten“ 
von Dr. H. F. Brachelli und Dr. F. Migerka. Wien 1873. 


Oeſterreichs berufenen Staatsmänner. Wie in der Herſtellung eines 
nicht durch Schranken getheilten großen Verkehrsgebietes, ſprach ſich 
der die öſterreichiſche Handelspolitik jener Zeit beſeelende Geiſt zunächſt 
in dem Tarife aus, der am 1. Februar 1852 ins Leben trat. Die 
große, 654 betragende Zahl der früheren Tarifspoſitionen erſchien in 
ihm um mehr als die Hälfte verringert Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr⸗ 
verbote wurden befeitigt, die Einfuhrzölle auf Roh-, Hilfsſtoffe und 
Halbfabrikate ermäßigt, die Ausfuhr ward erleichtert. Die fortab lei⸗ 
tende und beſtimmende Idee einer anzuſtrebenden handelspolitiſchen 


Einigung mit den deutſchen Staaten gewann zuerſt Geſtalt in dem 


mit dem Zollpereine im Februar 1853 für die Dauer von 12 Jah⸗ 
ren abgeſchloſſenen, auch auf Liechtenſtein, Parma und Modena aus⸗ 
gedehnten Zoll⸗ und Handelsvertrage, der den Grenzverkehr erleich⸗ 
terte, für Halb⸗ und Ganzfabrikate der beiden Handelsgebiete begün⸗ 
ſtigte Zollſätze aufſtellte die Durchfuhrzölle beſchränkte und den wech⸗ 
ſelſeitigen Bezug von Bodenproducten und Hilfsſtoffen weſentlich er⸗ 
leichterte. Ein weiterer Schritt, dieſem Ziele entgegen, war, daß das 
Zollverfahren und die Grenzüberwachung der Vertragsſtaaten in Ueber⸗ 
einſtimmung gebracht wurden. Durch dieſen Vertrag veranlaßt, trat 
am 1. Jänner 1854 ein revidirter allgemeiner Tarif in Wirkfamkeit, 
der, abgeſehen von den in der Anordnung und Abſtufung der Poſi⸗ 
tionen und Zollſätze vorgenommenen, den Productionsverhältniſſen an⸗ 
gepaßten Verbeſſerungen, durch die Reduction einzelner Zollſätze, durch 
Einführungen weiter gehender Erleichterungen der Ausfuhr und des 
Zollverfahrens das Princip, die Final⸗Induſtrie anzuſpornen, ihre Pro⸗ 
ductionskraft durch Erleichterungen des Bezuges von Halbfabrikaten 
zu ſteigern und den Verbrauch von Conſumtionsartikeln zu begünſti⸗ 
gen, in conſequenter Weiſe fort entwickelte. Von demſelben Stand⸗ 
punkte waren die im Jahre 1856 in Kraft getretenen Aenderungen 
dictirt. 

Als Ergänzung und unabweisbar geweſene Vervollſtändigung 
des neuen Syſtemes auf dem Gebiete der Handelspolitik iſt die end⸗ 
lich erfolgte Entfeſſelung der gewerblichen Arbeitskraft zu betrachten. 
Mit Ausnahme nur weniger, an die Ertheilung einer Conceſſion ge⸗ 
bundener Gewerbe, wurde durch das katſ. Patent vom 20. December 
1859 die Ausübung jeder in den Bereich des Gewerbegeſetzes fallen⸗ 
den Thätigkeit für frei erklärt: die Vereinigung mehrerer Gewerbe in 
Einer Perſon, die durch die Vollendung eines Artikels geforderte Zu⸗ 
hilfenahme von Arbeitskräften auch anderer Gewerbe geſtattet; die 
Ausdehnung des Betriebes durch Errichtung von Zweig⸗Niederlaſſun⸗ 
gen, Einrichtung mehrerer Betriebsſtätten, Entſendung von Reifenden 
geſetzlich weſentlich erleichtert; das Marktweſen vom gewerblichen 
Standpunkte in der freiſinnigſten Weiſe geregelt; der Geſchäftsbetrieb 
in der Gemeinde von der Anſäßigkeit unabhängig erklärt. Die Prü⸗ 
fungen fielen. Nur in den ſogenannten Zwangsgenoſſenſchaften erhielt 
ſich ein Theil der früheren Gebundenheit. Die Beſchränkungen, welche 
die Ifraeliten vom Betriebe gewiſſer Gewerbe (Apotheker-, Schank⸗, 
Brau-, Müllergewerbe) in Galizien, Krakau und in der Bukowina 
ausſchloſſen, fielen mit den ihren Aufenthalt beſchränkenden Beſtim⸗ 


mungen im Jahre 1860 (Jänner). Als verwandt mit der hierdurch 
bethätigten Tendenz, iſt die im Jahre 1865 (November) erfolgte Zu⸗ 
laſſung ausländiſcher Actien⸗Geſellſchaften und Commandit⸗Geſellſchaf⸗ 
ten auf Actien, mit Ausſchluß der Verſicherungs⸗Geſellſchaften in 
Oeſterreich, anzuführen. In den Jahren 1867 (April), 1868 (Octo⸗ 
ber) und 1869 (Jänner) wurde den niederländiſchev, belgiſchen, ruffi⸗ 
ſchen, franzöſiſchen, ſchweizeriſchen und italieniſchen Geſellſchaften der 
Geſchäftsbetrieb in Oeſterreich und umgekehrt den öſterreichiſchen in 
den Vertragsſtaaten eingeräumt. Die ſchon innerhalb einiger Jahre 
hervortretenden Wirkungen des Freimachens der gewerblichen Arbeits⸗ 
kraft von den ſie hemmenden Banden übertrafen alle Erwartungen. 
Wie ſeiner Zeit in Fraukreich, erwies ſich auch in Oeſterreich die Ge⸗ 
werbefreiheit als mächtigſtes Agens, als wirkſamſtes Foͤrderungsmittel 
des gewerblichen Schaffens. 

Als nothwendige Conſequenz der der Gewerbeordnung zu 
Grunde liegenden Werthſchätzung und Würdigung der Arbeitskraft 
iſt hier anzureihen die ins Jahr 1870 (April) fallende, die freie Be⸗ 
wegung der wirthſchaftlichen Kräfte ermöglichende Aufhebung der 
ſtrafrechtlichen Beſtimmungen in Betreff der Verabredungen von Ar⸗ 
beitsgebern und Arbeitsnehmern zur Erzwingung von Arbeitsbedin⸗ 
gungen. Inzwiſchen verfolgte die Regierung die Bildung eines öſter⸗ 
re'chiſch⸗deutſchen Zoll- und Handelsgebietes mit aller der Sache 
würdigen Beharrlichkeit. Die Frucht langer und vielfältiger Unter⸗ 
handlungen mit dem Zollvereine war der im April 1865 abge⸗ 
ſchloſſene, im März 1868 modificirte Vortrag. Mäßige Schutzzölle 
wurden zur Norm für beide Handelsgebiete. Im Zollvereinstarife 
fielen die Zölle für mehrere Halbfabrikate und Hilfsſtoffe ganz. Jene 
auf Glas- Eiſen⸗, Leder⸗, Kautſchukwaaren, Möbel, Garne, Eiſen, 
Stahl, Wein und einige Conſumtionsartikel wurden mehr oder we⸗ 
niger reducirt. Ein rationeller Schutz der Induſtrie fand ſeinen Aus⸗ 
druck in der beſſeren Abſtufung namentlich der Ganzfabrikate, inner⸗ 
halb deren einzelne Zollſätze ſeitens Oeſterreich erhöht wurden. Ver⸗ 
bote wurden als principiell unzuläſſig erklart. Durchgangsabgaben 
fielen gänzlich, Ausgangsabgaben wurden ſeitens des Zollvereines nur 
für Lumpen und andere für die Papierfabrication beſtimmte Abfälle 
und in Oeſterreich für dieſe, für Felle und Häute beſtimmt. Der Ver⸗ 
edlungsverkehr ward geregelt, bezüglich des Betriebes von Gewerben 
vollkommene Reciprocität als Grundſatz aufgeſtellt; die Angehörigen 
der Vertragsſtaaten wurden unter wechſelſeitigen Schutz geſtellt. 

Schon vorher, im Jahre 1862 (Mai) nämlich, war ein für 
28 Jahre giltiger Handels⸗ und Schifffahrtsvertrag mit der Türkei 
geſchloſſen worden. In das Jahr 1865 (December) fällt ein Handels⸗ 
vertrag mit England (Nachtragsconv. 1869, December), in das Jahr 
1866 ein ſolcher mit Frankreich (December). Zufolge des erſteren ſoll 
der öſterreichiſche Zolltarif unter Aufrechthaltung ſeines Gewichts⸗Zoll⸗ 
ſyſtems derart geregelt werden, daß der von großbritanniſchen Waaren 
zu erhebende Zoll vom 1. Jaͤnner 1867 angefangen 25 Percent ad 
valorem mit Zuſchlag der Transport⸗, Verficherungs⸗ und Commiſ⸗ 
ſionsſpeſen, welche die Einfuhr nach Oeſterreich bis zur öſterreichiſchen 
Zollgrenze erfordert, nicht überſteige und ſoll dabei der durchſchnitt⸗ 
liche Werth der in jeder Poſition des künftigen öſterreichiſchen Tarifs 
unter einer und derſelben Benennung vorkommenden Artikel zur Grund⸗ 
lage genommen werden. Vom 1. Jänner 1870 ſoll das Maximum 
dieſes Zolles 20 Pertent ad valorem ſammt Zuſchlag nicht über⸗ 
ſchreiten. Die Durchſchnittspreiſe der Hauptſtapelplätze des vereinigten 
Königreiches im Jahre 1865 ſollen als Baſis dienen. Jeder der con⸗ 
trahtrenden Theile ſoll das Recht haben, nachdem die vertragsmäßig 
feſtgeſetzten Zölle in Kraft getreten find, eine Reviſton der Werthe zu 
verlangen. Der Art. 9 beſtimmte: „Die Unterthanen der beiden Mächte 
ſollen in den beiderſeitigen Gebieten hinſichtlich des Eigenthumsrechtes 
an gewerblichen Marken und anderen Bezeichnungen, ſowie an Muſtern 
und Modellen für Induſtrie⸗Erzeugniſſe, den gleichen Schutz genießen.“ 
In dem mit Frankreich auf die Dauer von zehn Jahren abgeſchloſſenen 
Ha delsvertrage wurden die Durchgangszölle gänzlich beſeitigt und 
mit Ausgangszöllen nur je drei Artikel belegt. 
tragsſtaaten herſtammenden, in den anderen eingeführt en Artikel ſollen 
im Innern keinen höheren Steuern unterworfen ſein, als für die gleich⸗ 
artigen Waaren einheimiſcher Erzeugung entrichtet werden. Gegenſeitig 
wird in Allem, was Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr betrifft, das Sich⸗ 
behandeln auf dem Fuße der meiſtbegünſtigten Staaten zugeſichert. 
Beide. Staaten ſtellen die Induſtrie in Bezug auf Marken, Muſter 
und Modelle unter gemeinſamen Schutz. Für die Einfuhr nach Frank⸗ 
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reich erſcheinen beachtenswerthe Zugeſtändniſſe in Bezug auf Metalle 
(Ganz⸗ und Halbfabrikate), Maſchinen, Gewebe, Leder⸗-Galanterie⸗ 
arbeiten, Meerſchaumwaaren, Zündholzchen. Möbel aus gebogenem 
Holze und einige Gattungen von Glaswaaren. Mit Ausnahme 
der erſten beiden der vorſtehend angeführten Waarengattungen unter⸗ 
liegen die bemerkten Artikel facultativ einem Gewichts- oder einem 
5 bis 10pere. Werthzolle. Im Jahre 1867 wurden Handelsverträge 
geſchloſſen mit Belgien (Februar), mit den Niederlanden (März) und 
mit Italien (April). In das Jahr 1868 (Juli) fällt ein Handels⸗ 
vertrag mit der Schweiz, in das Jahr 1869 (September) ein ſolcher 
mit China, Japan und Siam, in das Jahr 1870 endlich (März) 
mit Spanien. Alle mit Beſtimmungen im Sinne der gegenüber den 
obigen Großſtaaten angebahnten Richtung. 

a Wie die Gewerbefreiheit, wirkte auch dieſe auf die Bahnen des 
Freihandels hinüber leitende Zollpolitik unläugbar anſpornend und 
treibend. Angeſichts des ſtetig ſteigenden Exportes von Geſammtfabri⸗ 
katen wurde ſelbſt der lange Zeit hindurch mit Aufgebot aller geſetz⸗ 
lichen Waffen ſeitens der Induſtriellen geleiſtete Widerſtand ſchwächer 
und machte veränderten Anſchauungen Platz. 

Erwähnung verdienen weiter zwei Geſetze des Jahres 1866 
(Junt). Das eine betrifft die Errichtung öffentlicher Wäg- und Meß⸗ 
anſtalten. Als ſolche werden jene Anſtalten erklärt, welche zu Atwä- 
gungen und Abmeſſungen von Waaren und zu Gradmeſſungen ge⸗ 
brannter geiſtiger Flüſſigkeiten mittelſt des Alkoholometers für dritte 
Perſonen von der Regierung beſonders autoriſirt und mit dem Rechte 
ausgerüſtet find, über die von ihnen vorgenommenen Operaticnen des 
Wägens und Meſſens Beſcheinigungen mit der Beweiskraft öffentlicher 
Urkunden auszuſtellen. Das zweite Geſetz ſetzt allgemeine Normen feſt 
zur Ertheilung von Conceſſionen für öffentliche Lagerhäuſer (Freilager 
und Waarenhäuſer), „um dem Handelsverkehre diejenigen Erleichte⸗ 
rungen im weiteſten Umfange zu verſchaffen, welche durch die allge⸗ 
meinen Zollvorſchriften ins Auge gefaßt ſind, und um auch dem 
Waarengeſchäfte ſowie der Entwicklung des kaufmänniſchen Credites 
den möglichſten Vorſchub zu leiſten“. Die Freilager dienen dazu, im 
Zollgebiete unverzollte ausländiſche Waaren ſo lange aufzubewahren, 
bis ſie ihrer Beſtimmung, d. i. Einfuhrverzollung, Weiterſendung, 
Wiederausfuhr u. ſ. w., zugeführt werden; im Zollausſchluſſe die aus 
dem Zollgebiete ausgeführten Waaren unter Bewahrung ihrer Natio⸗ 
nalität ſo lange aufzubewahren, bis ſie in den freien Verkehr geſetzt 
oder in das Zollgebiet zurückgeführt werden; in Städten, die hinſicht⸗ 
lich der Verzehrungsſteuer als geſchloſſen erklärt ſind, ſteuerpflichtige 
Waaren fo lange aufzubewahren, bis fie entweder der Beſteuerung 
unterworfen oder aus der Stadt wieder ausgeführt werden. Waaren⸗ 
häuſer find ſolche, welche zur Aufbewahrung zoll- und ſteuerfreier oder 
bereits verzollter oder verſteuerter Waaren dienen. 

Von entſcheidender Wichtigkeit für die fernere volkswirthſchaft⸗ 
liche Entwicklung war die in Folge der Regelung der ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſe zwiſchen den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern (Oeſterreich) und den Ländern der ungariſchen Krone (Ungarn) 
vorgenommene Regelung der wirthſchaftlichen Beziehungen der beiden 
Reichshälften, 1867 (December) in der Form des Abſchluſſes eines 
Zoll⸗ und Handelsbündniſſes mit den im öſterr. Reichsrathe vertretenen 
Ländern. In das Jahr 1868 (Mai) fällt das Geſetz, welches die Schuld⸗ 
haft beſeitigte. Ein anderes Verkehrshemmniß beſeitigte ein in das⸗ 
ſelbe Jahr fallendes Geſetz (Juni), das über jenes vom 14. Decem⸗ 
ber 1866 herausgehend, dem Capitale jene Freiheit der Bewegung 
gab, deren ſich die Arbeitskraft erfreut. Die bisher beſtandenen ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen des vertragsmäßigen Zinsfußes und die Höhe 
der Conventionalſtrafe bei Darlehen und Creditforderungen traten 
außer Kraft, es dürfen vertragsmäßig oder im Falle der Einklagung, 
Zinſen von Zinſen gefordert und Zinſen, ohne Beſchränkung in Be⸗ 
zug auf die Zeit, abgezogen werden. 

Ferner wurde eine im Jahre 1850 proviſoriſch eingeführte, für 
die volkswirthſchaftliche Entwicklung höchſt erſprießliche Inſtitution de⸗ 
nitiv — jene der Handels⸗ und Gewerbekammern. (Geſetz vom 
29. Junt 1868.) . 

Einer fteten, im Innern ſowohl wie vom internationalen 
Standpunkte ununterbrochenen Entwickelung hatte ſich das Poſt⸗ und 
Telegraphenweſen zu erfreuen. Eine Reihe von internationalen Acten, 
Geſetzen und Verordnungen geben hiefür Zeugniß. Die Ausgangspunkte 
bildeten diesfalls der Poſtverkehrsvertrag v. J. 1851 einerſeits, der im Juli 
1850 gebildete dtſch⸗öſt. Telegraphenverein anderfeits. Eine namhafte För⸗ 


derung erfuhr das Telegraphenweſen durch die Conventionen letzteren 
Vereines mit Frankreich und Belgien (Junt 1858), mit der Schweiz 
(October 1858), mit Rußland (Jänner 1860). Beſtimmungen, wie 
jene über die Poſtnachnahmen im Verkehre (Mai 1860), über Er⸗ 
mäßigungen im Telegrammtarife (Mai 1863, December 1865, März, 
Juni 1870) und der inländiſchen Fahrpoſtgebühren (Jänner 1867), 
über Vermittlung von Geldanweiſungen im telegraphiſchen Wege, Er⸗ 
mäßigungen der Gebühren und Aufhebung des Recommandationszwanges 
für Expreßbriefe (April 1868), die Einfübrung der Correſpondenz⸗ 
karten für den internen Verkehr 1869 (September), wirkten auf die 
Hebung des Verkehres in der energiſcheſten Weiſe. 

Eine ähnliche, in ſtetigen Erleichterungen beſtehende und die 
überkommenen Hemmniſſe allmälig beſeitigende Fortentwicklung tritt ent⸗ 
gegen im Paßweſen und im inneren Waarenverkehre. In das Jahr 
1850 (October) fällt der Paßkartenvertrag mit deutſchen Staaten. Im 
Jahre 1857 (Februar) wurden die Paßreviſionen anf die Grenzen 
des Staatsgebietes beſchränkt, im Jahre 1859 (Juli) auf Grund des 
vorerwähnten Vertrages an Stelle von Päſſen „Paßkarten“ als Legi⸗ 
timation zugelaſſen, wurde ferner Dienſt⸗ und Arbeitsbüchern die legi⸗ 
timirende Kraft zuerkannt; im Jahre 1862 (Juli) der geſandtſchaft⸗ 
liche Paßviſirzwang zwiſchen Oeſterreich und Danemark, Belgien, der 
Schweiz und Baiern, im Jahre 1863 (Mai) den übrigen. Staaten 
gegenüber aufgehoben, im Jahre 1865 (November) endlich die Paß⸗ 
reviſtonen auch an den Staatsgrenzen fallen gelaffen, und 1867 (Mai) 
die paßpolizeilichen Vorſchriften überhaupt in einer verkehrsfreundlichen 
Weiſe geſtattet. Im Jahre 1858 (November) wurde die Commercial⸗ 
waarenſtempelung, der in Vorarlberg eingeführte Nummerantenſtempel 
und die mit dieſen Einrichtungen veibundenen Stempelabgaben aufge⸗ 
hoben; durch die Verordnungen vom Jahre 1860 (Juli und Decem⸗ 
ber), 1861 (December), 1862 (Jänner), 1868 (Juli), 1869 (Auguſt), 
traten in Bezug auf die Controlpflichtigkeit einzelner Waaren (Kaffee, 
Zucker, Baumwollwaaren, rohe Seide und ungeſponnene Seidenabfälle) 
ebenſo ſtufenweiſe Erleichterungen ein, wie dies bezüglich des Perſonen⸗ 
verkehres der Fall geweſen. Ergänzend ſind in dieſer Richtung noch 
anzuführen: Verordnungen vom Jahre 1856 (Mai) und 1860 (Jänner) 
deren erſtere die Zollcreditirung einführte, während die letztere dieſe 
erweiterte und zugänglicher machte, ſondann die Aufhebung der Tranſit⸗ 
zoͤlle in Dalmatien 1862 (Auguſt). 

Das zum Schutze der gewerblichen Marken und anderer Be⸗ 
zeichnungen, wie zum Schutze der Muſter und Modelle im Jahre 
1858 (December) erfloſſene und im Jahre 1860 (November) und 
1865 (Mai und Juni) noch günftiger gemachte und in feiner Wirk⸗ 
ſamkeit erweiterte Geſetz trug ebenſo den Charakter der Gewerbeförde⸗ 
rung, als die im Jahre 1850 (Jänner) eingeführte Wechſelordnung 
und das ins Jahr 1862 (December) ſallende Handelsgeſetzbuch als 
hervorragende geſetzgeberiſche Leiſtungen und auf den eingehendſten 
Studien der Bedürfniſſe des Verkehres beruhend und gemeinſam auch 
auf das deutſche Productionsgebiet in Kraft tretend, dem Verkehre 
Feſtigkeit und Halt boten ohne ſeinen Einfluß zu hemmen und feiner 
normalen Entwicklung hindernd entgegen zu treten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenz in Baus Angelegenheiten. Es obliegt der politifchen Be⸗ 

hörde nicht, über die Einhaltung von im Bauconſenfe geftellten Be⸗ 

dingungen privatrechtlicher Natur ſeitens des Bauführers zu 
wachen. 

Johann L. erhielt vom Stadtrathe in G. am 22. Februar 1871 
auf Grund einer Localcommiſſion die Bewilligung zum Wiederaufbaue 
ſeiner abgebrannten Fabrik in der A.⸗Straße nach dem vorgelegten 
Bauplane gegen Zuhaltung der commiſſionell geſtellten und auch vom 
Anrainer Georg W. bezeichneten Bedingungen, welche dahin lauteten: 
1. L. habe einen auf feine Realität zu intabulirenden Revers auszu⸗ 
ſtellen, daß die gegen den nachbarlichen Garten auszubrechenden Fenſter 
nur gegen Widerruf geftellt find und auf Verlangen des nachbarlichen 
Beſitzers auf eigene Koſten wieder vermauert werden müſſen. 2. L. 
habe die Waſſerableitung auf eigenem Grund und Boden vorzukehren, 
indem die Stehrinnen von den außen befindlichen Hängerinnen ſchon 
in der oberſten Etage in das Innere der Fabriksräumlichkeiten und 
von da in den Hofcanal des L. ſchen Hauſes geleitet werden. 

Mit Eingabe vom 5. Juli 1871 machte der Anrainer Georg 
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W. die Anzeige beim Stadtrathe, daß L. den Bau nahezu vollendet, 
obigen Revers aber nicht Be habe, weßhalb derſelbe zur Er⸗ 
füllung der Baubedingungen verhalten, eventuell der Baur inſoweit zu 
caffiren wäre, als er von der vom Anrainer geſtellten Bedingung ab⸗ 
hängig iſt. 

Dieſe Eingabe wurde vom Stadtrathe am 18. November 1871 
dahin erledigt, „daß dem Auſuchen, L. zur Reversausſtellung zu ver⸗ 
halten, nicht eutſprochen werden könne, weil dies im Rechtswege aus⸗ 
zutragen ſei. Nachdem jedoch Theile des L.ſchen Neubaues in die 
fremdnachbarliche Luftſäule überragen, dies aber bei der Baucommiſ⸗ 
ſion angeſichts des Proteſtes des Anrainers jedenfalls beanſtändet 
worden wäre und der Neubau mit Inanſpruchnahme der fremden Luft⸗ 
ſäule nur unter der Bedingung der Annahme der vom Anrainer ge⸗ 
ſtellten Bedingungen bewilligt wurde, L. aber dieſe Bedingungen nicht 
acceptirt habe, jo erſcheine es in der Competenz des Stadtrathes als. 
Baubehörde erſter Inſtanz gelegen, nach Maßgabe der geänderten 
Verhältniſſe die gedachte Baubewilligung dahin zu modifteiren, daß 
L. feinen Neubau fo einzurichten, reſp. umzugeſtalten habe, daß bie 
Privatrechte des Anrainers hiedurch keine Beeinträchtigung erleiden“ 
L. erhielt ſonach den Auftrag, eine derartige Abänderung im Baue 
zu treffen, daß die nachbarliche Luftſäule in keiner Weiſe in Anſpruch 
genommen werde, widrigens im Nichtbeachtungsfalle ein Pönale von 
50 fl. gegen ihn verhängt werden würde. 

Gegen dieſe Verfügung beſchwerte ſich der Bauführer Johann 
L. bei der Statthalterei, indem er betonte, daß durch das Hinaus⸗ 
ragen von Theilen ſeines Baues in fremdes Eigenthum kein öffent⸗ 
liches, ſondern nur ein Privatrecht berührt werde, worüber nur der 
Civilrichter zu entſcheiden habe, und bat um Behebung der incompe⸗ 
tenten Verfügung des Stadtrathes und Verweiſung des Anrainers 
Georg W. auf den Rechtsweg. 

Die Statthalterei entſchied wie folgt: „Die vom Anrainer ge⸗ 
ſtellten Bedingungen bilden einen integrirenden Beſtandtheil der am 
22. Februar 1871 ertheilten Baubewilligung. Bei Erlaß der Ent⸗ 
ſcheidung des Stadtrathes vom 18. November 1871 hatte L. mit 
Nichtbeachtung obiger Bedingungen den Bau bereits ausgeführt. Der 
Stadtrath war ſeinerſeits berechtigt zu erkennen, wie weit die von 
ihm ertheilte Baubewilligung reicht; was als zuläſſig ftehen zu laſſen 
ſei, was als unzuläſſig niedergeriſſen werden müſſe. Der Erlaß des 
Stadtrathes vom 18. November 1871 überſchreite die geſetzlichen 
Grenzen nicht; er beanſtände unr, was vom Stadtrathe ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Anrainers nicht bewilligt werden konnte. Daß der 
Stadtrath dieſer Verfügung auf Grund der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854 Nachachtung verſchaffte, ſei geſetzlich. Dem L. werde 
das Recht nicht beſtritten, auf dem Civilrechtswege gegen den Anrainer 
den allfälligen Anſpruch auſ Ausführung der vom Stadtrathe als un⸗ 
zuläſſig erkannten Bauführungen zur Geltung zu bringen und nach⸗ 
träglich um die politiſche Baubewilligung einzuſchreiten.“ 

Das Miniſterium des Innern entſchied jedoch über weiteren 
Recurs des Bauführers unterm 18. Mai 1873, 3. 7790 in nach⸗ 
ſtehender Weiſe: „Mit Verordnung vom 18. November 1871 hat der 
Stadtrath zu G. nachdem dem Johann L., der Neubau ſeines Fa⸗ 
brikstractes in der A.⸗Straße mit Inanſpruchnahme des Luftraumes 
des Anrainers Georg W. nur unter der Bedingung der Aunahme der 
von dieſem geſtellten Bedingungen bewilligt worden ſei, dieſe Bedin⸗ 
gungen aber von L. nicht acceptirt worden, in Modification des Bau⸗ 
conſenſes vom 22. Februar 1871 dem L. aufgetragen, ſeinen damals 
ſchon fertigen Neubau fo zu umzuſtälten, daß die in den fremden 
Luſtraum hineinragenden Beſtandtheile desſelben als: der Dachſaum 
ſammt Hohlkehle und Hängerinne, Theile der Abfallsröhren und die 
Fenſterrahmen aus dieſem Luftraume entfernt werden. 

Der Anrainer Georg W. hat in Betreff dieſer Baubeſtand⸗ 
theile und der Benützung ſeines Luftraumes keine Einwendung 
gemacht und der Bauconſens enthält in dieſer Beziehung keine Be⸗ 
dingung oder Einſchränkung. Die Benützung des fremden Luftraumes 
iſt ein Act privatrechtlicher Natur, der von dem betreffenden Grund⸗ 
anrainer nicht einmal gerügt und vom Stadtrathe, obwohl dieſer durch 
den Fabriksbau geſchaffene Zuſtand mit einem öffentlichen von Amts⸗ 
wegen zu wahrenden Intereſſe nicht collidirt, zum Gegenſtande offt⸗ 
cioſer Wahrnehmung und Entſcheidung gemacht wurde. Da dem Bau⸗ 
herrn Johann L eine Abweichung von dem genehmigten Bauplaue 
nicht zur Laſt liegt und die Verwaltungsbehörden zur Entſcheidung 
von aus Anlaß von Bauführungen ſich ergebenden Streitigkeiten des 


Privatrechtes nicht competent find, fo hat der Stadtrath in G. durch 
die Auftragserlaſſung vom 18. November 1871 ſeinen Wirkungskreis 
überfchritten, und es wird ſomit in Folge der Beſchwerde des Johann 
L. in Abänderung der Statthalterei⸗Entſcheidung die obige ſtadträth⸗ 
liche Verfügung außer Kraft geſetzt“. K. 


Waſſerrecht. — Competenz der politiſchen Behörden wegen Her⸗ 
ſtellung oder Abtragung von Waſſerwerken angeſichts eines be⸗ 
züglichen Uebereinkommens der Parteien. 


In einem Rechtsſtreite, in welchem der Kläger A. um Aner⸗ 
kennung des Eigenthums jenes Grundes und Bodens, auf welchem 
der Geklagte B. ſchon ſeit Jahren eine von ihm erbaute Waſſerleitung 
angeblich mit A. 's bittweiſer Geſtattung benützte, bat, und die Ent⸗ 
fernung dieſes Waſſerwerkes forderte, entſchied das Obergericht, nach⸗ 
dem durch Zeugenbeweis erhärtet worden war, daß zwar die Waſſer⸗ 
leitung auf dem zum Bette eines Baches gehörigen Gerinne, mithin 
auf öffentlichem Grund und Boden ſich befand, Beklagter ſich jedoch 
dem Kläger gegenüber verpflichtet hatte, dieſelbe über fein Anfinnen 
zu entfernen, daß unter Abweiſung des auf Anerkennung des Eigen⸗ 
thums gerichteten Begehrens der Beklagte zur Entfernung der Waſſer⸗ 
leitung, jedoch mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des Waſſerrechts⸗ 
geſetzes nach eingeholter Genehmigung der politiſchen Behörde und in 
der von derſelben zu beſtimmenden Art und Weiſe gehalten ſein ſoll. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 31. Juli 
1873, 3. 6679 jedoch in dieſem Puukte auf Reviſion des Klägers 
die beiden untergerichtlichen Urtheile aufzuheben und mit dieſem Theile 
des Klagsbegehrens — Abtragung der Waſſerleitung und Wiederher⸗ 
ftellung des vorigen Standes — den Kläger an die zuſtändige politiſche 
Behörde zu weiſen befunden. Die betreffenden Entſcheidungsgründe 
lauteten: Alle Angelegenheiten, welche die Benützung, Leitung oder 
Abwehr der Gewäſſer betreffen, insbeſondere alle Streitigkeiten wegen 
der Herſtellung oder Abtragung von Waſſerwerken, wegen Veränderung 
des Waſſergerinnes ꝛc. gehören nach den beſtehenden Vorſchriften als: 
nach der Mühlordnung vom 1. December 1814, nach der Min.⸗Vdg. 
vom 19. Jänner 1853 W. G. und vom 7. Juli 1860, Nr. 172, 
endlich nach dem Geſetze über das Waſſerrecht vom 30. Mai 1869, 
Nr. 93 R. G. Bl. und nach den auf deſſen Grund erlaſſenen Landes⸗ 
geſetzen in den Wirkungskreis der polttiſchen Behörden. — Dieſe Zu⸗ 
ſtändigkeit kann auch durch ein wie immer geartetes Uebereinkommen 
der Parteien nicht alterirt werden, indem es der letzteren nicht geſtattet 
werden darf, über Angelegenheiten des allgemeinen öffentlichen Inter⸗ 
eſſes einſeitige Privatverträge zu ſchließen, fo derlei Objecte der öffent⸗ 
lichen Aufſicht und Leitung zu entrücken und hiedurch Gefährdungen 
der allgemeinen Intereſſen, Competenzeonflicte und insbeſondere im 
Executionsverfahren die größten Verwirrungen zu verurſachen. Weil 
ſohin die ſtreitige Frage, betreffend die Wegräumung und rückſichtlich 
Ueberlegung der Waſſerleitung, dem Wirkungskreiſe der Gerichtsſtellen 
gar nicht angehört, jo mußten im revidirten Punkte die unterrichter⸗ 
lichen Urtheile nach dem Hofdeerete vom 28. October 1815, Nr. 1187 
und nach 8 48 des kaiſ. Patentes vom 20. November 1852, Nr. 251, 
von Amtswegen aufgehoben werden. Ger.⸗Ztg. 


Notiz. 


(Juhalt eines Strafurtheils.) Das k. k. Miniſterium des Innern 
hat im Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbau⸗Miniſterinm dem Reeurſe einiger von 
der Bezirksbehörde und Landesſtelle wegen Forſtfrevel gleichlautend zu einem Schaden⸗ 
erſatz lediglich Verurtheilter aus dem Grunde Folge gegeben, weil gegen die Recur⸗ 
renten auf keine Strafe erkannt worden war, nun aber nach $ 283 d und 359 
der Strafproceß⸗Ordnung der Strafrichter über den Schadenerſatz nur dann erkennen 
kann, wenn er ein Strafurtheil gefällt hat. Das Nämliche gilt von den politiſchen 
Behörden. (Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 1. Auguſt 1873, 3. 8821.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Aderbauminifter Johaun Ritter v. Chlu⸗ 
mecky und dem Miniſter für Landesvertheidigung Oberſten der Landwehr Julius 
Horſt den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe verliehen. 

Seine Majeftät haben den Miniſterialrath im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Adolf Ficker zum Präſidenten der ſtatiſtiſchen Centraleommiſſion er⸗ 
nannt und ihm bei dieſem Anlaſſe den Titel eines Sectionschefs taxfrei verliehen. 


Drucker i der k. Wiener Zeirung. 
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Seine Majeſtät haben dem Notar und Bürgermeifter der Stadt Marburg 
Dr. Mathäus Reiſer das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann Karl Herbſt in Judenburg 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes tarfret verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Adjuncten der Staatsſchuldencaſſe Ignaz 
oe chi bei deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone ver⸗ 

ehen. 

Seine Majeſtät haben den Vorſtand der Berg⸗ und Hüttenverwaltung in 
Brixlegg, Bergrath Leon Turner zum Oberbergrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdirector im Ackerbauminiſterium Franz 
A deſſen Penftonirung die Allerh. Zufriedenheit bekannt geben 
aſſen. 

Seine Majeſtät haben die Einrückung des Miniſter alrathes extra statum 
im Minifterium für Cultus und Unterricht Karl Stransky v. Heilkron in eine 
ſyſtemmäßige Miniſterialrathsſtelle genehmigt, ferner den Sectionsrath Dr. Karl 
Lemayer zum Miniſterialrathe, den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
ausgezeichneten Miniſterialſecretär Leopold Schulz v. Straznicki und den Lan⸗ 
desſchulinſpettor Eduard Kriſchek zu Sectionsräthen ernannt, endlich dem mit 
Titel und Rang eines Sectionsrathes ausgezeichneten Miniſtertalſeeretär Johann 
Frhn. v. Päumann auch den Charakter eines Sectionsrathes und den Miniſterial⸗ 
ſecretären Dr. Hermann Ferdinand Burian und Franz Fleiß ner Titel und Cha⸗ 
rakter v. Sectionsräthen, fämmtlich taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat eine erledigte Polizei⸗Obercommiſſärsſtelle in 
Wien dem Titular⸗Obercommiſſär Karl Max To biaſch verliehen und die Con⸗ 
eipiften Friedrich Hardenroth und Emil Feierfeil und Dr. Michael Perl zu 
Polizeicommiſſären ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Peregrin Sch echtl und 
Karl Golfer zu Steuer⸗Oberinſpectoren für den Bereich der Finanzlandesdirection 
in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Rang eines Finanzrathes bekleide⸗ 
ten Finanzprocuraturs Secretär Dr. Juſtin Steinbüchl Edl. v. Rheinwall 
zum Finanzrathe und den bisherigen Procuratursconcipiſten Dr. Anton Verdin 
zum Finanzprocuratursſecretär bei der Finanzprocuratur in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Stenerinſpectoren Alois Rachs, Anton Hu- 
baözek und Franz Fiala zu Steuer⸗Oberinſpectoren für Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Bernhard Böhm zum Steuer⸗ 
Oberinſpector für Linz ernannt. . 

Der Ackerbauminiſter hat den Berg⸗ und Hüttenverwalter zu Mizne Stanis⸗ 
laus Mrovec zum Oberberg⸗ und Hüttenverwalter in Swoszowice ernannt. 


Erledigungen. 


Ingenieursſtelle in Ober Oeſterreich für den dortigen Staatsbaudienſt mit 
1100 fl. Gehalt, eventuell eine Bauadjunctenſtelle mit 900 fl. Gehalt jährlich, bis 
20. October. (Amtsblatt Nr. 227.) 

Finanzwach⸗Commiſſärsſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe für Ober⸗Oeſter⸗ 
reich, bis Ende October, (Amtsblatt Nr. 227.) 

Bezirksſecretärsſtellen in Jungbunzlau und Starkenbach in Böhmen mit der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 26. October. (Amtsblatt Nr. 227.) 

Secundararztſtelle im Laibacher Civilſpitale mit 400 fl. Jahresremunerat on 
Naturalwohnung und Holz⸗ und Lichtdeputat bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 228.) 

Bau- und Maſchinen⸗Inſpectoratsadjunctenſtelle bei der Pribramer Haupt⸗ 
werksverwaltung in der zehnten Rangsclaſſe, bis 24. October. (Amtsbl. Nr. 228.) 

Acht techniſche Rechnungs⸗Eleven⸗Stellen bei der Fachrechnungsabtheilung 
IB er mit 400 fl. Adjutum jährlich, bis 15. October (Amtsbl. 

r. 228. 

Mehrere Steuere nnehmerſtellen in der neunten, eventuell mehrere Contro⸗ 
lorsſtellen in der zehnten und Steueramtsadjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe in 
Niederösterreich gegen Caution, bis 24. October. (Amtsbl. Nr. 228). 

Proviſoriſche Concipiſtenſtelle bei der ſteierm. Statthalterei, bis 16. Oetober. 
(Amtsbl Nr. 229.) 

Bergrathsſtelle in der ſtebenten Rangsclaſſe eventuell Oberbergcommiſſärs⸗ 
ſtelle in der achten Rangsclaſſe und Bergeommiffärsitelle in der neunten Rangsclaſſe 
mit den ſyſtemmäßigen Bezügen, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 229). 

Hüttenzeugſchaffersſtelle in der zehnten Nangeclaffe in Pkibram, bis 28. 
October. (Amtsbl. Nr 229.) 

Markſcheid⸗Adjunctenſtelle in Pribram in der zehnten Rangsclaſſe, bis 25. 
October. (Amtsbl. Nr. 229.) 

Oberförſter⸗ eventuell Förſterſtelle bei der Forſt⸗ und Domänendirection für 
Steiermark und Kärnten in der neunten Claſſe eventuell zehnten Rangsclaſſe, bis 
15. Oetober. (Amtsbl. Nr. 230.) ur 

Aushilfsbeamtenſtelle bei der Sechshauſer Bezirkshauptmannſchaft für das 
Steuerexecutionsfach gegen 2 fl. Taggeld. (Amtsbl. Nr. 230.) 

Armenarzteöftelle in Zwiſch nbrücken mit 600 fl. 6. W. Remuneratlon, bis 
Ende October. (Amtsbl. Nr. 233.) 

Zwei Conceptsprakticantenſtellen für den politiſchen Verwaltungedienſt in 
Krain mit 500 fl. eventuell 600 fl., bis. Ende October. (Amtsbl. Nr. 234.) 

Dienſtſtellen bei der Lottodirection in den Lottoämtern, als: 1. eine Finanz⸗ 
rathsſtelle in der ſiebenten, eventuell eine Finanzſecretärsſtelle in der achten Rangs⸗ 
elaſſe, 2. eine Finanze ommiſſärsſtelle in der neunten, eventuell eine Finanzeoncipiſten⸗ 
ſtelle in der neunten Rangselaſſe, 3. eine Conceptsprakticantenſtelle mit 500 fl. Ad. 
jutum, 4. eine Haupteaſſiersſtelle mit der achten Rangsclaſſe, 5. zwei Rechnungsfüh⸗ 
rerſtellen mit der achten Rangsclaſſe, 6. zwei Directionsarchivarsſtellen in der achten 
Raugsclaſſe, 7. Archivarsſtellen bei den Lottoämtern in der neunten Rangsclaſſe, 8. 
Caſſiersſtellen bei den Lottoämtern in der neunten Rangsflaſſe, 9. Oberamtsofficials⸗ 
ſtellen mit der neunten Rangsclaſſe 10. Off cialsſtellen mit der zehnten Rangsclaſſe 
bis 25. October (Amtsbl. Nr. 235.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Neunkirchen mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 25. 
October. (Amtsbl. Nr. 238.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


